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Nachschlagewerk: Ja 
BGHZs Ja

GKG § 111; ZPO § 333

a) Auch wenn das zunächst angerufene R heinschiffahrts- 
gericht -  wegen der dort bestehenden Geri chtsk osten - 
fre i he i t  -  ohne Vorschußleistung des Klägers b e re its  
mündlich verhandelt, dann aber die Sache Zuständig­
keit shalb er an das Schiffahrtsgericht verwiesen hat, 
so ll das Schiffahrtsgericht vom Kläger die Prozeß- 
gebühr verlangen und vor deren Zahlung Termin zur 
mündlichen Verhandlung nicht bestimmen«

b) Der Kläger i s t  Jedoch auch ohne Vorauszahlung zur 
Verhandlung zur Sache zuzulassen, wenn auf Antrag 
des Beklagten Termin zur mündlichen Verhandlung be­
stimmt worden i s t  (Abweichung von RGZ 135» 224, 227 f ) .

BGH, Urt. v. 21. Februar 1974 -  II  ZR 123/72 -  S chiffahrts­
obergericht Köln
Schif f  ah rtsgeri cht 
Duis bur g-Ruhr or t
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Werner,
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in  dem R echtsstreit

der GnbH, v e rtreten durch
ihren Geschäftsführer Jörgen J d ^ ,
Dänemark,

Klägerin und Revisionsklägerin,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

1. die Bundesrepublik Deutschland, vertreten  durch 
die Wasser- und S ch iffah rtsd irek tion Duisburg, 
Duisburg-Ruhrort, Taus end f  ens t  erhaus,

2
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genossen schart%, vertre ten  durch den Vorsitzenden 

er Geschäftsführung Heinrich W(
die See-Berufsgenossenschaft 
R 
I

Beklagten und Revisions beklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr
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Der II« Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 21. Februar 1974 
durch den Vorsitzenden Richter Stimpel und die Richter 
Liesecke9 Dr. Bauer, Dr* Tidow und Bundschuh

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Klägerin werden 
das U rte il des SchiffahrtsObergerichts 
Köln vom 11« Ju li  1972 und das zweite Ver­
säumnisurteil des Schiffahrtsgerich ts 
Duisburg-Ruhrort vom 24. September 1971 
aufgehoben«

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisions- und des BerufungsVerfahrens, an 
das Schiffahrtsgericht Duisburg-Ruhrort 
zurückverwiesen •

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin nimmt die Beklagten zu 1 und 3 - im 
folgenden die Beklagten - auf Schadensersatz wegen des 
am 7. Oktober I960 eingetretenen Verlustes des Fähr­
sch iffes S ^ H ^ "  in Anspruch« Sie hat bei dem
Rheinschiffahrtsgericht Klage erhoben und dort bean­
tr a g t ,  die Beklagten a ls  Gesamtschuldner zu v e ru rte ilen , 
an sie  4,3 Mio« DM nebst Zinsen zu zahlen und fe s t  zu-
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s te lle n , daß die Beklagten auch v e rp flic h te t seien , 
ih r den darüber hinaus gehenden Schaden zu ersetzen*
Der erkennende Senat hat in  dem Zwischenstreit über 
die Zuständigkeit des Rheinschiffahrtsgerichts ent­
schieden, daß nicht d ieses, sondern das Schiffahrts­
gericht zuständig i s t ,  und die Sache an das Schiffahrts­
gerichts Duisburg-Ruhrort verwiesen (BGHZ 45, 237) • Dieses 
forderte  von der Klägerin vor Anberaumung eines Tenn ins 
einen nach den Anträgen der Klägerin berechneten Kosten­
vorschuß von 30.113,- DM. Die Klägerin e rk lä rte  darauf 
zunächst, das Verfahren nur wegen eines auf Zahlung von 
100.000 DM nebst Zinsen gerichteten Antrags fortsetzen 
zu wollen, und zahlte den sich danach ergebenden Vorschuß 
ein , kündigte dann aber an, im nächsten Termin den b is ­
herigen Klagantrag in  vo lle r Höhe zu s te lle n  und unter 
Erweiterung der Klage insgesamt zu beantragen, die Be­
klagten gesamtschuldnerisch zu v e ru rte ilen , an sie 
4.913*108,48 DM nebst 20 % Zinsen auf 4 Mio. DM se it 
dem 15* Oktober I960 und auf w eitere 4 Mio. DM s e i t  
dem 15* Januar 1961 zu zahlen, sowie fe s tzu s te llen , daß 
die Beklagten a ls  Gesamtschuldner v e rp flich te t seien , 
ih r den Betrag zu ersetzen , um den der Neubaupreis eines 
Ersatz sch iff es die Summe von 7,3 Mio. DM übersteige.
Ihre Gesuche um Gewährung des Armenrechts uni um Be­
freiung von der Vorschußpflicht nach § 111 GKG wurden 
zurückgewie sen •

Die Klägerin beantragte nunmehr, das Verfahren wegen 
des Teilbetrages von 100.000 DM nebst Zinsen fortzusetzen. 
In dem darauf am 9* November 1970 anberaumten Termin 
beantragten die Beklagten, die Klage wegen des ihn Über­
steigenden Betrages durch Versäumnisurteil abzuweisen.
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Die Klägerin h ie lt  dem entgegen, daß in  diesem Termin 
nur über den Teilbetrag verhandelt werden dürfe, und 
machte hilfsw eise den vollen Klagantrag, verbunden 
mit dem erneuten Antrag auf Befreiung von der Varschuß­
p flich t geltend. Das Schiffahrtsgericht wies den Antrag 
der Beklagten zurück. Das Berufungsgericht hob diesen 
Beschluß auf die sofortige Beschwerde der Beklagten auf.

Zu dem nächsten Termin am 5. Mai 1971 lud das Schiff­
fah rtsgerich t die Klägerin n ich t. Auf Antrag der Beklag­
ten  wies es die Klage gegen die in  d ie se r Sitzung nicht 
vertretene Klägerin durch VerSäumnisurteil ab, soweit die 
Anträge über den Betrag von 100.000 DM nebst Zinsen hinaus - 
gingen. Auf den Einspruch der Klägerin ordnete das Schiff- 
fahrtsgerich t "Termin zur mündlichen Verhandlung über 
den Einspruch" auf den 24. September 1971 an und lud 
hierzu auch die Klägerin. In d ieser Verhandlung wies 
die Klägerin die R echtzeitigkeit des Einspruchs nach, 
konnte jedoch keine Anträge zur Sache s te lle n , weil das 
Schiffahrtsgericht dies wegen der unterbliebenen Zahlung 
des Vorschusses nicht zuließ. Auf den Antrag der Beklag­
ten verwarf das Schiffahrtsgericht den Einspruch 
der Klägerin durch Versäumnisurteil.

Die hiergegen gerich te te  Berufung der Klägerin wies 
das Schiffahrtsobergericht zurück. Mit der Revision, die 
die Beklagten zurückzuweisen beantragen, verfo lg t die 
Klägerin w eiterhin ihren Antrag, das zweite Versäumnis- 
u r te i l  des Schiffahrtsgerichts aufzuheben und die Sache 
dorthin zurückzuverweisen •

k.



Entscheidungsgründe

Die Revision i s t  begründet.

Das Berufungsgericht v e r t r i t t  im Anschluß an eine 
Entscheidung des Reichsgerichts (RGZ 135, 224 f f )  die 
Ansicht, das Schiffahrtsgericht habe die Klägerin am 
24. September 1971 zu Recht zur Verhandlung zur Haupt­
sache nicht zugelassen und ihren Einspruch auf Antrag 
der Beklagten durch (zweites) VerSäumnisurteil verworfen. 
Denn sie  sei nach Verweisung der Sache an das Schiff­
fah rtsgerich t gemäß § 111 Abs. 1 GKG vorschußpflichtig 
geworden, habe den Vorschuß Jedoch nicht g e le is te t ;  
daher sei sie als säumig zu behandeln gewesen.

Der Senat vermag dem nicht zu folgen.

1. Allerdings läß t sich n ich ts gegen den Ausgangs­
punkt des Berufungsgerichts einwenden, die Klägerin 
se i vorschußpflichtig geworden, nachdem der Bundes­
gerichtshof den zunächst beim Rheinschiffahrtsgericht 
anhängigen R echtsstreit an das Schiffahrtsgericht ver­
wiesen habe. Nach § 111 Abs. 1 GKG sollen der Termin 
zur mündlichen Verhandlung aufgrund der Klage e rs t be­
stimmt und, wenn die Klage im Laufe des Verfahrens e r­
w e ite rt wird, gerich tliche Handlungen nur vorgenommen 
werden, wenn der Kläger die erforderte Prozeßgebühr 
gezahlt hat. Hieraus ergibt sich ohne w eiteres, daß 
die Klägerin vorschußpflichtig war, soweit s ie  erstmals 
beim Schiffahrtsgericht erw eiterte Anträge ankündigte. 
Wegen des schon beim Rheinschiff ährt sgericht geste llten
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Antrages gibt es ebenfalls keinen durchgreif enden 
Grund, jene V orschrift nicht anzuwenden • Zwar kann 
nach allgemeiner Auffassung kein Vorschuß mehr verlangt 
werden, wenn das Gericht auf Antrag des Klägers term i­
n ie r t  oder gar verhandelt hat, ohne den Vorschuß zu 
erfordern« Eine solche Verfahrensweise i s t  dahin zu 
verstehen, das Gericht habe aufgrund des ihm ln 
§ 111 GKG eingeräumten Ermessens vom Vorschuß absehen 

wollen; zu diesem den Kläger begünstigenden Verhalten 
darf es sich nicht nachträglich in  Widerspruch setzen«
Mit einem solchen Fall i s t  aber der vorliegende nicht 
zu vergleichen« Das Rheinschiffahrtsgericht hatte  zwar 
die Klägerin ohne weiteres zum ersten  Termin geladen, 
und in drei Instanzen hatten mündliche Verhandlung 
s t a t t  gefunden, ohne daß die Klägerin zuvor zu Voraus­
zahlungen herangezogen worden wäre« Das lag aber daran, 
daß das Verfahren vor den Rheinschiffahrtsgerichten nach 
Art. 39 der Revidierten Rheinschiffahrtsakte. gerich ts­
kostenfrei i s t ;  vor der Verweisung an das Schiffahrts­
gerich t mithin eine Vorschußpflicht überhaupt nicht in 
Betracht kam« Infolgedessen war es kein Widerspruch 
zum Verfahren der bisher mit der Sache befaßten Gerichte, 
daß das Schiffahrtsgerich t, als der R echtsstreit e rs t 
auf den Verweisungsantrag der Klägerin in ein gerich ts- 
kostenpflichtiges Verfahren übergele ite t worden war, 
von § 111 GKG Gebrauch und die w eitere Prozeßführung 
von einem Vorschuß der Klägerin abhängig machte. § 276 ZPO 
hat in diesem Zusammenhang keine Bedeutung (a« A« OLG 
Frankfurt MDR I960, 508 für den Fall der Verweisung vom 
A rbeits- an das ordentliche Gericht); aus Sinn und Zweck 
der in  d ieser Vorschrift bestimmten einheitlichen
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kosten rechtlichen Behandlung des Verfahrens vor dem 
unzuständigen und dem zuständigen Gericht läBt 
sich nicht h e rle ite n , eine P a rte i, die zunächst heim 
unzuständigen Gericht geklagt und dann den Veryeisungs- 
antrag g e s te l l t  h a t, so lle  daraus den V orteil ziehen, 
von Vorauszahlungen b e fre it zu se in , die zu le is ten  
gewesen wären, wenn sie ihre Klage sogleich beim zu­
ständigen Gericht eingereicht hätte*

2. § 111 GKG so ll den Kläger zur Vorauszahlung der 
Prozeß gebühr zwingen; es haben deshalb solche gerich t­
lichen Handlungen zu unterbleiben, die seinen Interessen 
dienen. Hieraus wird in  der Rechtsprechung und im S ch rift­
tum überwiegend der Gegen Schluß gezogen, das Gericht sei 
durch diese Vorschrift nicht gehindert, dem Verfahren 
auch ohne Vorschußzahlung Fortgang zu geben, wenn die 
beklagte Partei dies beantrage (RGZ 133» 224, 228; 
weitere Nachw. u. a. bei Markl, GKG §111 Anm. 13). Dem 
i s t  jedenfalls für den vorliegenden F all zuzustimmen, 
in  dem die Streitsache b e re its  (te ilw eise) vor dem Rhein- 
sch iffah rtsgerich t rechtshängig geworden und die Beklagten 
dort in  den Prozeß einzutreten geswungen waren; unter dieser 
Voraussetzung war ihnen ein berechtigtes In teresse nicht 
abzusprechen, das an das Schiffahrtsgericht verwiesene 
Verfahren nicht länger in  der Schwebe zu belassen und 
eine Entscheidung über die Klageansprüche (sowie über 
die ihnen teilw eise b e re its  erwachsenen außergerichtlichen 
Kosten) herbeizuführen.

War danach das Schiffahrtsgericht gehalten, auf An­
trag  der Beklagten Termin anzuberaumen und zur Haupt­
sache zu verhandeln, so hat es doch Sinn und Zweck des
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§ 111 GKG überzogenf als es -  der Auffassung des 
Reichsgerichts (aaO) und einer voraus gegangenen Be­
schverdeentscheidung des Schiffahrtsobergerichts 
folgend - die Klägerin zur Verhandlung zur Hauptsache 
n ich t zulieB und den Beklagten damit die Möglichkeit 
eröffnete , die Abweisung des Anspruchs durch Ver­
säum nisurteil, also ohne sachliche Prüfung, zu e r­
reichen« In den Regelfällen des § 111 Abs. 1 GKG, 
die der Gesetzgeber ins Auge gefaßt hat, kommt eine 
solche Konsequenz nicht in  Betracht: Verden die Klage 
oder klagerweiterade Schriftsätze vom Gericht nicht 
zugeste llt oder sonstige gerich tliche Handlungen zu­
gunsten des Klägers unterlassen, so kann d ieser seinen 
Anspruch nicht durchsetzen, unter Umständen droht die 
Verjähtrung; aber keine gerichtliche Entscheidung erkennt 
ihm den Anspruch - vorläufig oder rech tsk rä ftig  -  ab.
Ein klagabweisendes U rte il ohne Zulassung der klagenden 
Partei zur s tre itig e n  Verhandlung in  den Ausnahme fällen  
zu erlassen , in  denen auf Betreiben des Beklagten 
term in iert worden i s t ,  erscheint ebensowenig zulässig« 
§111 GKG i s t  keine Vorschrift zugunsten der beklagten 
P a rte i.

Deren In teresse , einen nur wegen der aus stehenden 
Vor schußlei stung nicht w eiter betriebenen Prozeß zu 
Ende zu bringen, geht berechtigterw eise n ich t auch 
noch dahin, dieses Ziel -  gegenüber einer an sich Ver­
handlung sber eiten Partei -  ohne s tr e i t ig e  Verhandlung 
durch Versäumnis u r te i l  zu ihren Gunsten zu erreichen« 
Der Verwaltungstechnische und fiskalische Zweck des 
§ 111 GKG, die Vorauszahlung der Prozeß gebühr auf



einfache Weise durchzusetzen, hat n icht das Gewicht, 
daß ein endgültiger Rechtsverlust der klagenden Partei 
und damit eine e inse itige  Begünstigung der beklagten 
Partei in  den weniger in Betracht kommenden Sonder­
fä llen  in  Kauf genommen werden müßte* Sachgerecht er­
scheint es vielmehr, § 111 GKG auf Fälle d ieser Art, 
auf die die Vorschrift e rs ich tlich  nicht zugeschnitten 
i s t ,  nicht auszudehnen und stattdessen  die an sich vor­
schußpflichtige Klagepartei auch ohne Vorauszahlung 
zur mündlichen Verhandlung zuzulassen, wenn Termin 
hierzu ausnahmsweise auf Antrag der beklagten Partei 
anberaunrt worden i s t .  Die Angemessenheit e iner solchen 
Gesetzesauslegung wird gerade im vorliegenden Falle 
deu tlich , in  dem die Klägerin zur Zählung des Vor­
schusses nicht imstande war, ih r aber nach den -  gemäß 
§ 548 ZPO vom Revisionsgericht nicht zu überprüften den - 
vorinstanzlichen Entscheidungen auch weder das Armen­
recht bew illig t (§ 114 Abs. 4 ZPO) noch Befreiung von 
der Var aus zahlungspflicht (§111 Abs. 4 Satz 2 - je tz t 
Abs. 6 S. 2 GKG) hatte  e r te i l t  werden können. Die 
Annahme, die Anwendung des § 111 Abs. 1 GKG könne auf 
dem von den Vorinstanzen begangenen Wege zu einem Ver­
säumnisurteil gegen einen den Vorschuß nicht leistenden 
Kläger führen, geht aber nach Ansicht des Senats auch 
in  a llen  anderen Fällen zu w eit.

3. Das Schiffahrtsgericht h ä tte  daher, nachdem es 
auf Antrag der Beklagten zur Hauptsache verhandeln lie ß , 
in  dem h ier interessierenden Termin am 24. September 1971 
auch die Klägerin zulassen und deren Sachanträge en t­
gegennehmen müssen; für eine Verwerfung des Einspruchs
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durch zweites Versäumnis u r te i l  war infolgedessen - ohne 
daß insoweit noch weitere Verfahrensrügen der Revision 
zu erö rtern  wären - kein Raum« Die in  der mündlichen 
Revisions Verhandlung von den Beklagten vertretene An­
s ich t, auf a l l  dies komme es nicht an, weil der Ein­
spruch der Klägerin gegen das e rs te  Versäumnisurtei 1 
verspätet eingelegt worden und deshalb schon aus diesem 
Grunde zu verwerfen gewesen s e i ,  t r i f f t  n ich t zu« Die 
Klägerin ha tte  zwar gegen das zunächst am 24« Mai 1971 
zugeste llte  e rs te  Versäumnisurteil e r s t  am 2« Juni 1971 , 
also nach Ablauf einer Woche (§§ 339 Abs. 1, 306 
Abs« 2 ZPO) Einspruch eingelegt. Jene Zustellung war 
aber unwirksam: Die Beklagten hatten gemäß § 308 Abs« 1 
ZPO beantragt, das Versäumnisurteil durch Vermittlung 
der G eschäftsstelle zuzustellen. Das Schiffahrtsgericht 
hatte  aber, wie die Zustellungsürkünde e rg ib t, ver­
sehentlich von Amts wegen zugestellt« Die daraus folgende 
Unwirksamkeit der Zustellung i s t  durch den Zugang des 
U rteils beim Prozeßbevollmächtigten der Klägerin nicht 
geh e ilt worden, weil die E inspruchsfrist -  eine N o tfrist 
(§ 339 Abs. 1 2P0) - in  Gang gesetzt werden s o ll te  
(§ 187 S. 2 ZPO).
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Das U rteil des Schiffahrtsobergerichts i s t  daher 
aufzuheben und der R echtsstreit an das Schiffahrts­
gericht zurück zuverweisen, damit nunmehr zur Hauptsache 
verhandelt wird.

Stimpel Richter am BGH Liesecke Dr. Bauer
i s t  wegen Urlaubs ver­
hindert zu unterschrei­
ben.

Stimpel
Dr. Tidow Bundschuh
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